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Erschwinglicher Wohnraum ist im Kanton Basel-Stadt knapp. Dies wird sich wohl in absehbarer Zeit nicht 
wesentlich ändern. Personen mit tiefen Einkommen sind dennoch besonders auf eine günstige Wohnung 
angewiesen. Solche zu finden, ist für viele Betroffene praktisch unmöglich. 

Die teuren und lärmigen Wohnungen werden oft von der Migrationsbevölkerung übernommen, da sie keine andere 
Wahl hat. Mit ausländischen Namen hat man kaum eine Möglichkeit eine günstige Wohnung zu bekommen. Es ist 
besonders schwierig und fast unmöglich, in Basel eine Genossenschaftswohnung zu erhalten, denn die 
Wohngenossenschaften haben viele unausgesprochene Vorbehalte gegen Migrant/innen. 

Da die Wohngenossenschaften ihren Mitgliedern preisgünstigen Wohnraum vermitteln, betrachten wir es als sehr 
wichtig, dass die Wohngenossenschaften für Migrant/innen stärker geöffnet werden müssen. Das kann erreicht 
werden, indem Genossenschaften, die sich verpflichten, einen bestimmten Anteil an ausländischen 
Bewohner/innen aufzunehmen, bei der neuen Vergabe von Baurechtverteilung oder bei der Baurechterneuerung 
privilegiert berücksichtigt werden. 

Wir bitten die Regierung zu prüfen und uns mitzuteilen, ob es die Möglichkeit gibt, die Baurechtverteilung mit einer 
solchen Auflage zu verbinden. 
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